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Antwort 
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auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Gila Altmann (Aurich) und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 13/3384 — 


Bebauungsplan der Ortsumgehung Reutlingen (B 312 neu/„Scheibengipfeltunnel“) 


In Zusammenhang mit dem Bebauungsplan für die Ortsumgehung 
Reutlingen, B 312 neu/„Scheibengipfeltunnel" fragen wir die Bundes- 
regierung: 

1. Aufgrund welcher Argumente, Zahlen, Berechnungen oder son- 
stiger Unterlagen wurde das Projekt „ Scheiben gipfeltunnel" in die 
höchste Dringlichkeitsstufe des Bundesverkehrswegeplanes ein- 
gestuft? 

2. Entsprechen die zugrundegelegten Verkehrsdaten noch den heu- 
tigen Bedingungen und warum? 

3. Aufgrund welcher Argumente, Zahlen, Berechnungen oder son- 
stiger Unterlagen wurde für das Projekt „ Scheibengipfeltunnel " 
ein Kosten-Nutzen-Faktor von 1,6 berechnet? 


Der Scheibengipfeltunnel wurde im Zusammenhang mit der 
Dietwegtrasse im Zuge der B 464 nach dem bundeseinheitlichen 
Bewertungs verfahren der Bundesverkehrswegeplanung '92 ge- 
samtwirtschaftlich bewertet. Die Nutzen- und Kostenelemente im 
einzelnen, die zu dem genannten gesamtwirtschaftlichen Nut- 
zen/Kosten-Verhältnis geführt haben, liegen dem Deutschen 
Bundestag (Verkehrsausschuß) vor und können dort eingesehen 
werden. Das Bewertungsverfahren im einzelnen ist in Heft 72 der 
Schriftenreihe des Bundesministeriums für Verkehr dokumen- 
tiert. 

Die der Bewertung des Projektes zugrundegelegten Daten ein- v 
schließlich das Prognose-Szenario des Bundesverkehrswege- 
plans gelten fort. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Verkehr 
vom 3. Januar 1996 übermittelt. 
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Für die hier angesprochene Bewertung ist zu bedenken, daß das 
Bewertungsverfahren auf der großmaßstäblichen Ebene des 
Bundesverkehrswegeplans gerade bei Projekten im stadtnahen 
Bereich nicht alle nutzenstiftenden lokalen Einflüsse (wie z. B. die 
Tunnellage) hinreichend genau abbilden kann und somit die 
Bauwürdigkeit solcher Maßnahmen häufig zu gering einge- 
schätzt wird. Das zeigt sich insbesondere bei den Verkehrs- 
prognosen im Rahmen der anschließenden Projektplanungen. 
Diese Einschätzung, die die BMV-Gutachter mittragen, hat dazu 
geführt, daß das Projekt „Scheibengipfeltunnel" einvemehmlich 
vom Bundesministerium für Verkehr und der Obersten Straßen- 
bauverwaltung des Landes Baden- Württemberg den politischen 
Entscheidungsgremien als Maßnahme des „Vordringlichen Be- 
darfs" vorgeschlagen und so vom Deutschen Bundestag be- 
schlossen wurde. Die gesetzliche Feststellung des Bedarfs ist 
verbindlich. 


4. Wurde ein Linienbestimmungsverfahren durchgeführt? 
Wenn ja, wann? 


Die Bestimmung der Linienführung der Bundesfernstraßen durch 
das Bundesministerium für Verkehr gilt - nach § 16 Bundesfem- 
straßengesetz - nicht für den Neubau von Orts Umgehungen. 
Dementsprechend wurde für die B 312-Ortsumgehung Reut- 
lingen keine Linienbestimmung durchgeführt. 


5. Wurden alternative Trassen in Erwägung gezogen? 
Wenn ja, welche? 

Wenn nein, warum nicht? 


Eine Westumgehung von Reutlingen wäre sehr umwegig und 
dementsprechend auch wenig entlastungswirksam. Sie ent- 
spräche somit nicht der Zweckbestimmung einer Ortsumfahrung 
und wurde daher nicht weiter verfolgt. Für eine Ostumfahrung 
kann aus topographischen Gründen nur eine Tunnellösung in 
Betracht kommen, die - im übrigen als kürzeste Verbindung - der 
Planung zugrunde liegt. 

Insoweit haben sich keine Varianten aufgedrängt, die zu unter- 
suchen gewesen wären. 


6. Warum wurde ein Bebauungsplanverfahren und kein Planfest- 
stellungsverfahren durchgeführt? 


Die Stadt Reutlingen führt in eigener Zuständigkeit - insbe- 
sondere im Hinblick auf die Zusammenhänge mit städtebau- 
lichen Belangen - für den Bereich der B 312-Ortsumgehung ein 
Bebauungsplan verfahren durch. Wenn ein Bebauungsplan vor- 
liegt, ersetzt dieser die straßenrechtliche Planfeststellung. 
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